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in dem Bewusstsein, dass eine verstärkte internationale
Zusammenarbeit, namentlich durch Partnerschaften, notwen-
dig ist, um den Zugang zur Aufklärung über die Sichelzel-
lenanämie, ihr Management, ihre Überwachung und ihre Be-
handlung zu erleichtern,

in der Erkenntnis, dass ein angemessenes Management
der Sichelzellenanämie zu einer deutlichen Senkung der
Sterblichkeit aufgrund von Malaria und des Risikos einer
HIV-Infektion beitragen wird,

unter Hinweis auf die Erklärung von Abuja vom 25. April
2000 zur Zurückdrängung der Malaria in Afrika324 und die
globale Initiative zur Zurückdrängung der Malaria,

Kenntnis nehmend von den Berichten des ersten, zweiten
und dritten internationalen Kongresses der Internationalen
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wurde327. Wir bekräftigen ferner unsere Verpflichtung, Unter-
stützung für die besonderen Bedürfnisse Afrikas zu gewähren
und zu verstärken, und betonen, dass die Beseitigung der Ar-
mut, insbesondere in Afrika, die größte globale Herausforde-



I. Resolutionen ohne Überweisung an einen Hauptausschuss

140

tur und zu alle einschließenden sozialen Diensten gewährt
wird, und um Kapazitäten insbesondere für Frauen, Kinder,
ältere Menschen und Menschen mit Behinderungen aufzu-
bauen und so ihren sozialen Schutz zu verbessern.

14. Die steigende Interdependenz der Volkswirtschaften in ei-
ner zunehmend globalisierten Welt und die Entwicklung re-
gelgestützter Ordnungsrahmen für die internationalen Wirt-
schaftsbeziehungen haben dazu geführt, dass der Handlungs-
spielraum für nationale Wirtschaftspolitik, das heißt der Gel-
tungsbereich innerstaatlicher Politiken, insbesondere in den
Bereichen Handel, Investitionen und internationale Entwick-
lung, jetzt oft durch internationale Disziplinen, Verpflichtun-
gen und Weltmarkterwägungen eingegrenzt wird. Es ist Sa-
che jeder Regierung, die mit der Akzeptanz internationaler
Regeln und Verpflichtungen verbundenen Vorteile gegen die
Nachteile aus dem Verlust politischen Handlungsspielraums
abzuwägen.

15. Wir erklären erneut, dass die makroökonomische Politik
auf die Aufrechterhaltung hoher wirtschaftlicher Wachstums-
raten, auf Vollbeschäftigung, Armutsbekämpfung und eine
niedrige und stabile Inflation sowie darauf ausgerichtet sein
sollte, innerstaatliche und externe Ungleichgewichte mög-
lichst gering zu halten, damit die Vorteile des Wachstums al-
len Menschen, insbesondere den Armen, zugute kommen.
Die Regierungen sollten sich außerdem mit hohem Vorrang
darum bemühen, plötzliche Konjunkturschwankungen zu
vermeiden, die sich negativ auf die Einkommensverteilung
und die Ressourcenallokation auswirken. In diesem Zusam-
menhang sollte der Spielraum für geeignete antizyklische Po-
litiken zur Wahrung der wirtschaftlichen und finanziellen
Stabilität ausgeweitet werden. Unter Wahrung der mittel- und
langfristigen Haushaltsstabilität getätigte öffentliche Investi-
tionen können eine proaktive Rolle spielen und einen positi-
ven Investitionszyklus fördern.

16. Wir werden weiterhin Finanzreformen, einschließlich
Steuerreformen, vornehmen, was ausschlaggebend ist für die
Verbesserung der makroökonomischen Politik und die Mobi-
lisierung inländischer öffentlicher Mittel. Wir werden außer-
dem damit fortfahren, die Haushaltsprozesse zu verbessern
sowie die Transparenz bei der Verwaltung der öffentlichen
Finanzen und die Ausgabenqualität zu steigern. Wir werden
verstärkte Anstrengungen unternehmen, um durch moderni-
sierte Steuersysteme, eine effizientere Steuererhebung, die
Verbreiterung der Steuerbasis und eine wirksame Bekämp-
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20. Kapitalflucht stellt dort, wo sie auftritt, ein wesentliches
Hindernis für die Mobilisierung einheimischer Finanzmittel
zugunsten der Entwicklung dar. Wir werden die einzelstaatli-
chen und multilateralen Anstrengungen zur Bekämpfung der
verschiedenen Faktoren, die sie begünstigen, verstärken. Es
ist unerlässlich, an das Problem der illegalen Finanzströme,
insbesondere der Geldwäsche, heranzugehen. Zur Verhinde-
rung des Transfers gestohlener Vermögenswerte ins Ausland
beziehungsweise zur Hilfe bei ihrer Wiedererlangung und
Rückgabe, insbesondere an ihre Ursprungsländer, im Ein-
klang mit dem Übereinkommen der Vereinten Nationen ge-
gen Korruption329, sowie zur Verhinderung von kriminell mo-
tivierten Kapitalströmen sollten zusätzliche Maßnahmen er-



I. Resolutionen ohne Überweisung an einen Hauptausschuss

142

sie dazu beitragen, einige der Risiken zu mindern, denen pri-
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34. Wir erkennen die besonderen Herausforderungen an, de-
nen sich die am wenigsten entwickelten Länder dabei gegen-
übersehen, sich zu ihrem Nutzen in das internationale Han-
delssystem zu integrieren. Wir erkennen an, dass die am we-
nigsten entwickelten Länder besondere Maßnahmen und in-
ternationale Unterstützung benötigen, wenn es darum geht, in
vollem Umfang vom Welthandel zu profitieren und sich an
die Weltwirtschaft anzupassen und nutzbringend in sie zu in-
tegrieren. Wir begrüßen den Beschluss der vom 13. bis
18. Dezember 2005 in Hong Kong (China) abgehaltenen
sechsten Ministerkonferenz der Welthandelsorganisation
über die Verbesserung des Marktzugangs für die am wenig-
sten entwickelten Länder, wie er aus dem Beschluss und sei-
ner Anlage hervorgeht333, und fordern seine vollständige
Durchführung. Wir begrüßen außerdem die Maßnahmen, die
einzelne Länder seit der Konferenz von Monterrey im Hin-
blick auf das Ziel ergriffen haben, allen am wenigsten entwi-
ckelten Ländern vollständigen zoll- und kontingentfreien
Marktzugang zu gewähren, und fordern die anderen entwi-
ckelten Länder und Entwicklungsländer, die nach eigenen
Angaben dazu in der Lage sind, auf, Schritte in Richtung auf
dieses Ziel zu unternehmen. Wir werden auch unsere An-
strengungen intensivieren, am wenigsten entwickelten Län-
dern auf entsprechenden Wunsch technische Hilfe zu gewäh-
ren, um ihnen eine wirksamere Teilnahme am multilateralen
Handelssystem zu ermöglichen, unter anderem durch die
wirksame Durchführung des Erweiterten integrierten Rah-
menplans für handelsbezogene technische Hilfe für die am
wenigsten entwickelten Länder und durch die Gewährung
von Unterstützung, damit sie wirksam an internationalen
Handelsverhandlungen teilnehmen können.

35. Wir erkennen außerdem die besonderen Herausforderun-
gen an, vor die andere Entwicklungsländer, namentlich kleine
und anfälligere Volkswirtschaften, gestellt sein können, wenn
sie in vollem Umfang von dem multilateralen Handelssystem
profitieren wollen. Es gilt, diesen Ländern gebührende Be-
rücksichtigung und Unterstützung zukommen zu lassen, um
dazu beizutragen, ihre wirksame Beteiligung an der globalen
Wirtschaft zu fördern. In dieser Hinsicht ermutigen wir zu
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Zusammenarbeit in handelsbezogenen Bereichen verstärkt zu
unterstützen, so auch durch Dreieckskooperation im Einklang
mit den Regeln der Welthandelsorganisation.

39. Wir begrüßen die laufende Arbeit der internationalen In-
stitutionen, die den Entwicklungsländern bei der Nutzung der
Vorteile der Handelsliberalisierung behilflich sind, insbeson-
dere die Vereinten Nationen, die Welthandelsorganisation,
die Weltbank, der IWF und die regionalen Entwicklungsban-
ken, und ermutigen sie zu weiteren Anstrengungen mit dem
Ziel, einen Handel zu fördern, der zu Wirtschaftswachstum
und Entwicklung führt. In diesem Zusammenhang begrüßen
wir die Ergebnisse der zwölften Tagung der Handels- und
Entwicklungskonferenz der Vereinten Nationen (UNCTAD),
die vom 20. bis 25. April 2008 in Accra stattfand, und bekräf-
tigen die Rolle der UNCTAD in den Bereichen Handel und
Entwicklung.

Verstärkung der internationalen finanziellen und
technischen Entwicklungszusammenarbeit

40. Wir erkennen die gravierenden Auswirkungen an, die die
derzeitige Finanz- und Wirtschaftskrise auf die Fähigkeit der
Entwicklungsländer zur Mobilisierung von Ressourcen für
die Entwicklung hat. Wir betonen die Wichtigkeit der öffent-
lichen Entwicklungshilfe als Hebel und Stütze für die Ent-
wicklungsfinanzierung in den Entwicklungsländern. In dieser
Hinsicht erinnern wir an unsere Verpflichtungen auf die inter-
national vereinbarten Entwicklungsziele, einschließlich der
Millenniums-Entwicklungsziele, und fordern die internatio-
nale Gemeinschaft auf, sich verstärkt darum zu bemühen, die
Erreichung dieser Ziele zu erleichtern.

41. Wir erklären erneut, dass die öffentliche Entwicklungshil-
fe als Ergänzung anderer Quellen der Entwicklungsfinanzie-
rung eine wesentliche Rolle dabei spielt, die Erreichung der
Entwicklungsziele, einschließlich der international vereinbar-
ten Entwicklungsziele, insbesondere der Millenniums-Ent-
wicklungsziele, zu erleichtern. Für viele afrikanische Länder,
am wenigsten entwickelte Länder, kleine Inselentwicklungs-
länder und Binnenentwicklungsländer stellt die öffentliche
Entwicklungshilfe nach wie vor die größte Quelle ausländi-
scher Finanzmittel dar. Die öffentliche Entwicklungshilfe
kann eine Katalysatorrolle spielen, indem sie den Entwick-
lungsländern hilft, Hemmnisse für ein dauerhaftes, inklusives
und ausgewogenes Wachstum zu beseitigen, etwa durch den
Ausbau der sozialen, institutionellen und materiellen Infra-
struktur, die Förderung von ausländischen Direktinvestitio-
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leistung eines wirksamen Einsatzes der öffentlichen Entwick-
lungshilfe betonen wir, wie wichtig demokratische Regie-
rungsstrukturen, eine verbesserte Transparenz und Rechen-
schaftspflicht und ein ergebnisorientiertes Management sind.
Wir legen allen Gebern eindringlich nahe, möglichst bald rol-
lierende indikative Zeitpläne aufzustellen, aus denen hervor-
geht, wie sie planen, im Einklang mit ihrem jeweiligen Haus-
haltsaufstellungsprozess ihre Ziele zu erreichen. Wir betonen,
wie wichtig es ist, in den entwickelten Ländern größere ein-
heimische Unterstützung dafür zu mobilisieren, dass diese
Länder ihren Verpflichtungen nachkommen, so auch durch
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zur Verbesserung der Effizienz, Kohärenz und Wirksamkeit
des Entwicklungssystems der Vereinten Nationen.

55. Die multilateralen Entwicklungsbanken, insbesondere die
Weltbank, die regionalen und subregionalen Entwicklungs-
banken und andere internationale Institutionen, die sich für
die Entwicklung einsetzen, können eine wichtige Quelle der
Entwicklungsfinanzierung darstellen. Sie stellen strategische
Ressourcen zur Verfügung, darunter in Form von technischer
Hilfe für Bereiche wie die Regierungsführung, den Institu-
tions- und Kapazitätsaufbau und die Förderung bewährter
Verfahren. Sie spielen eine bedeutende Rolle bei der besseren
Einbindung der Entwicklungsländer in die Weltwirtschaft
und bei der Unterstützung der regionalen Integration und an-
derer Kooperationsbemühungen. Außerdem bieten sie den
Entwicklungsländern ein wertvolles Forum für den Aus-
tausch von Informationen über bewährte Verfahren. Bei einer
Reihe von Ländern ist der Nettoabfluss der von einigen dieser
Institutionen bereitgestellten Mittel inzwischen negativ, wes-
halb wir mit diesen Institutionen darauf hinarbeiten werden,
die Finanzierung, die sie den Entwicklungsländern gewähren,
im Rahmen der Maßnahmen zur weiteren Umsetzung des
Konsenses von Monterrey aufzustocken. Diese Institutionen
sollten auch künftig innovative Möglichkeiten dafür erkun-
den, wie sie ihr Kapital einsetzen können, um bei Kapitaler-
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und die multilateralen Entwicklungsbanken. Wir fordern die
Gläubiger auf, ihre Forderungen gegenüber hochverschulde-
ten armen Ländern nicht an Gläubiger zu verkaufen, die sich
nicht angemessen an den Schuldenerleichterungsmaßnahmen
beteiligen.



I. Resolutionen ohne Überweisung an einen Hauptausschuss

150

Auseinandersetzung mit Systemfragen: Verbesserung
der Kohärenz und Stimmigkeit des internationalen
Währungs-, Finanz- und Handelssystems zugunsten
der Entwicklung

68. Bei der Behandlung von Systemfragen sind seit Mon-
terrey einige Ergebnisse erzielt worden, doch bedarf es erheb-
licher zusätzlicher Fortschritte. In Anbetracht der derzeitigen
Finanzkrise ist dies umso dringlicher. Die Fortschritte, die
nach Monterrey aufgrund der mandatsmäßigen Arbeit der
multilateralen Finanzierungsinstitutionen erwartet wurden,
unter anderem in Bezug auf die Rolle des IWF dabei, die
Überwachung zu verstärken sowie der Erkennung und Prä-
vention potenzieller Krisen und der Stärkung der Grundlagen
der internationalen Finanzstabilität hohe Priorität einzuräu-
men, bleiben unvollständig. Die gegenwärtige Finanzkrise
und die anhaltenden Schwächen des internationalen Finanz-
systems lassen die Notwendigkeit, die internationale Finanz-
architektur zu stärken, noch dringlicher erscheinen. Ziel der
Reform der internationalen Finanzarchitektur sollte es vor al-
lem sein, die Transparenz zu erhöhen und die Mitsprache und
Mitwirkung der Entwicklungs- und Transformationsländer an
den internationalen Entscheidungs- und Standardsetzungs-
prozessen zu verstärken. Wir beschließen daher, geeignete
und zeitgerechte Maßnahmen zur Verbesserung der Funk-
tionsweise des internationalen Wirtschafts- und Finanzsys-
tems zu ergreifen. Die fortgesetzte Beteiligung der Vereinten
Nationen an diesem Unterfangen ist unerlässlich. Dies ist von
entscheidender Bedeutung für eine integrierte Umsetzung des
Konsenses von Monterrey.

69. Wir beschließen, die Koordinierung zwischen dem Sys-
tem der Vereinten Nationen und allen anderen multilateralen
Finanz-, Handels- und Entwicklungsinstitutionen zu stärken,
um Wirtschaftswachstum, Armutsbekämpfung und nachhalti-
ge Entwicklung weltweit zu fördern. Es bedarf einer verstärk-
ten Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen, den
Bretton-Woods-Institutionen und der Welthandelsorganisa-
tion, die auf einem klaren Verständnis und der Achtung ihres
jeweiligen Mandats und ihrer Lenkungsstruktur basiert.

70. Wir ermutigen die zuständigen Ministerien in allen Län-
dern zu besserer Koordinierung und größerer Kohärenz bei
der Ausarbeitung und wirksamen Durchführung von Politi-
ken auf allen Ebenen. Wir ermutigen außerdem die internatio-
nalen Finanz- und Entwicklungsinstitutionen, auch weiterhin
die Kohärenz der Entwicklungspolitik unter Berücksichti-
gung der unterschiedlichen Bedürfnisse und der sich verän-
dernden Gegebenheiten zu verbessern. Zur Ergänzung der na-
tionalen Entwicklungsbemühungen fordern wir alle Länder,
deren Politiken Auswirkungen auf die Entwicklungsländer
haben, auf, sich verstärkt um die Ausarbeitung von Politiken
zu bemühen, die mit den Zielen eines dauerhaften Wirt-
schaftswachstums, der Beseitigung der Armut und einer
nachhaltigen Entwicklung der Entwicklungsländer im Ein-
klang stehen.

71. Die Stabilität der internationalen Finanzmärkte setzt eine
solide Gesamtwirtschafts- und Finanzpolitik voraus. Es ist
wesentlich, dass alle Länder ihre Gesamtwirtschafts- und Fi-
nanzpolitik auf eine Weise verfolgen, die zu globaler Stabili-

tät, dauerhaftem Wirtschaftswachstum und nachhaltiger Ent-
wicklung beiträgt. Stabile und starke Finanzinstitutionen auf
nationaler und internationaler Ebene sind Grundpfeiler eines
gut funktionierenden internationalen Finanzsystems. Die
Länder sollten weiterhin eine solide Gesamtwirtschaftspolitik
betreiben und gegebenenfalls Strukturreformen durchführen,
währenddem sie ihre Finanzsysteme und Wirtschaftsinstitu-
tionen stärken.

72. Neue und hochgradig globalisierte Finanzinstrumente
führen zu immer neuen Risiken in der Weltwirtschaft und er-
fordern eine kontinuierliche Verbesserung der Marktaufsicht
und -regulierung. Zur Stärkung der Widerstandsfähigkeit des
internationalen Finanzsystems werden wir Reformen durch-
führen, die den Regulierungs- und Aufsichtsrahmen der Fi-
nanzmärkte nach Bedarf stärken werden. Wir werden uns be-
mühen, die wichtigsten Rechnungslegungsstandards zu ver-
bessern, um Schwächen und Defizite zu beseitigen, auch so-
weit diese infolge der derzeitigen Finanzkrise zutage treten.
Die nationalen Regulierungsbehörden sollten auf innerstaatli-
cher Ebene Informationsfluss und Transparenz im Finanzbe-
reich verbessern. Zur Stärkung der internationalen Finanz-
standards werden wir die Zusammenarbeit zwischen den na-
tionalen Regulierungsbehörden aller Länder weiter ausbauen.
Dabei sollten Standards für eine rechtzeitige und angemesse-
ne Offenlegung der Risiken ausgearbeitet werden, um Inves-
toren eine bessere Entscheidungsgrundlage zu geben. Außer-
dem ist es notwendig, die Transparenz seitens der Finanzin-
stitutionen zu erhöhen. Verbesserte Offenlegungsverfahren
und größere Transparenz dürften dabei dienlich sein, uner-
laubte Kapitalströme zu bekämpfen.

73. Wir bekräftigen, dass die internationalen Finanzinstitutio-
nen, einschließlich der Bretton-Woods-Institutionen, weiter
reformiert werden müssen. Die reformierten multilateralen
Finanzinstitutionen sollten über die technischen Kapazitäten,
Kreditfazilitäten und Finanzmittel verfügen, um das Manage-
ment und die zügige Bewältigung von Finanzkrisen auf eine
Weise zu gewährleisten, die eine internationale Zusammenar-
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uns außerdem dessen bewusst, dass die Zuteilung von Son-
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Millenniums-Entwicklungsziele, betrifft. Es ist äußerst wich-
tig, weitere entschiedene und rasche Maßnahmen zu ergrei-
fen, um die gegenwärtige Krise einzudämmen und erneut ein
dauerhaftes Wirtschaftswachstum herbeizuführen. In Anbe-
tracht dieses globalen Kontexts fordern wir alle Geber auf, ih-
re Aufmerksamkeit auf die Lage und die Bedürfnisse der ärm-
sten und anfälligsten Menschen zu richten. Wir fordern alle
Geber außerdem nachdrücklich auf, ihre Verpflichtungen be-
treffend die öffentliche Entwicklungshilfe aufrechtzuerhalten
und zu erfüllen, und fordern die internationale Gemeinschaft,
einschließlich der Weltbank und des IWF, auf, in vollem Um-
fang von ihrem politischen Sachverstand beziehungsweise ih-
ren Ressourcen Gebrauch zu machen, um Entwicklungs- und
Transformationsländern dabei zu helfen, ihre Wirtschaft zu
stärken, das Wachstum aufrechtzuerhalten und die anfälligs-
ten Gruppen vor den gravierenden Auswirkungen der derzei-
tigen Krise zu schützen. In diesem Zusammenhang ist es au-
ßerdem wichtig, dass die Entwicklungsländer weiterhin eine
solide Gesamtwirtschaftspolitik zugunsten eines dauerhaften
Wirtschaftswachstums und der Armutsbeseitigung verfolgen.

82. Die Besorgnis der internationalen Staatengemeinschaft
über den Klimawandel hat seit der Verabschiedung des Kon-
senses von Monterrey erheblich zugenommen. Wir erklären
erneut, wie wichtig es ist, auf der vom 7. bis 18. Dezember
2009 in Kopenhagen abzuhaltenden fünfzehnten Tagung der
Konferenz der Vertragsparteien des Rahmenübereinkom-
mens der Vereinten Nationen über Klimaänderungen ein ein-
vernehmliches Ergebnis zu erzielen, und fordern alle Parteien
nachdrücklich auf, sich konstruktiv an Verhandlungen im
Einklang mit dem Aktionsplan von Bali339 zu beteiligen. Jetzi-
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für Länder mit mittlerem Einkommen im Bereich Entwick-
lung, Armutsbekämpfung und Ungleichheit zu werfen. Wir
nehmen Kenntnis von den Konferenzen über die internationa-
le Entwicklungszusammenarbeit mit Ländern mit mittlerem
Einkommen, die im März 2007 in Madrid, im Oktober 2007
in Sonsonate (El Salvador) und im August 2008 in Windhuk
abgehalten wurden. Wir begrüßen die positiven Auswirkun-
gen der wachsenden Wirtscha




